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» Wahlzeit – Zeit großer
Versprechungen »
Nun haben die drei großen Parteien ihre Wirtschaftsprogramme veröffentlicht. 
Es ist für unsere Unternehmen bzw. für unsere Klienten doch interessant zu wis-
sen, wie diese in den nächsten fünf Jahren maßgeblichen Parteien die Zukunft 
Österreichs gestalten wollen.

Übereinstimmung herrscht, dass die Steuer- und Abgabenquote in Österreich zu 
hoch ist und von derzeit 43,2 % auf 40 % gesenkt werden soll. Die mit 43,2 % 
im internationalen Vergleich überaus hohe Quote bezieht zwar alle Einkommen 
– also auch die steuerfreien – in diese Berechnung mit ein, die tatsächliche Ab-
gabenquote eines durchschnittlichen Steuerpflichtigen beträgt aber über 48 %!

Bei der Finanzierung der Steuerentlastungen unterscheiden sich die Parteien 
– zumindest SPÖ auf der einen und ÖVP und FPÖ auf der anderen Seite – doch 
erheblich. Während die beiden konservativen Parteien ein gesamtes Entlas-
tungsvolumen von EUR 11,0 Mrd. bis 13,0 Mrd. vor allem durch Einsparungen, 
Effizienzsteigerungen und Wirtschaftswachstum finanzieren wollen, schlägt 
die SPÖ eine gesamte Entlastung (Arbeitnehmer- und Arbeitgeber) in Höhe von 
EUR 5,3 Mrd. vor, welche teils durch Einsparungen und teils durch neue Steuern 
wie Erbschaftssteuer und Wertschöpfungsabgabe gegenfinanziert werden soll. 
Studiert man die jeweils rund 150 Seiten starken Wirtschaftsprogramme, so stellt 
man bei den Konservativen eine erstaunliche Übereinstimmung fest, wohingegen 
das Wirtschaftsprogramm der SPÖ eher auf eine soziale Umverteilung abzielt.

Wir wissen aus unzähligen Besprechungen mit unseren Klienten, dass sie ihren 
Mitarbeitern gerne einen höheren Nettoverdienst gönnen würden, wenn sie es 
sich bei der derzeitigen Steuerbelastung leisten könnten.

Hoffen wir gemeinsam auf eine bessere Zukunft!
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»Negative Gesellschafterverrechnungskonten »
Sofern die Erfassung auf dem Verrech-
nungskonto nach Ansicht des Gesell-
schafters tatsächlich eine Verbindlich-
keit von ihm gegenüber der Gesellschaft 
darstellt und eine Rückzahlung gewollt 
und möglich ist, handelt es sich nach der 
neueren Judikatur des VwGH um keine 
verdeckte Gewinnausschüttung.

Ernsthaftigkeit und Bonität
wesentlich
Für den VwGH sind dabei Ernsthaftigkeit 
und Bonität wesentlich: Bei Verbuchung 
des „entnommenen“ Geldbetrags auf 
dem Gesellschafter-Verrechnungskonto 
kann nur dann eine verdeckte Ausschüt-
tung vorliegen, wenn im Vermögen der 
Gesellschaft keine durchsetzbare For-
derung entsteht. Dies ist der Fall, wenn 
eine Rückzahlung durch den Gesell-
schafter von vornherein nicht gewollt 
war oder dieser Wille später wegfällt.

Uneinbringlichkeit der Verrechnungsfor-
derung liegt vor, sobald der Gesellschaf-
ter über keine ausreichende Bonität, 
also über kein entsprechendes Vermö-
gen zur Bedienung seiner Verbindlich-
keit gegenüber der Gesellschaft (mehr) 
verfügt. Verschlechtert sich die Bonität 
im Laufe der Zeit, kann dies bei Fehlen 
ausreichender Sicherheiten auch nach-
träglich zu einer verdeckten Ausschüt-
tung führen!

Keine zwangsweise
Abgabenhinterziehung
Im Finanzstrafrecht begründet eine 
verdeckte Ausschüttung auf Grund der 

Forderungen der Gesellschaft an ihre 
Gesellschafter steht die Finanz kritisch 
gegenüber. Eine verdeckte Gewinnaus-
schüttung mit daraus folgender Kapital-
ertragsteuerforderung kann die Finanz 
aber nicht so einfach unterstellen.

Grundsätzlich sind bei Kapitalgesell-
schaften (z.B. GmbH) Zuwendungen an 
deren Gesellschafter nur im Wege von 
Gewinnausschüttungen möglich. In der 
Praxis werden jedoch Zahlungen an Ge-
sellschafter oft auch außerhalb solcher 
Gewinnausschüttungen getätigt und 
wie „Entnahmen“ in der Buchhaltung 
der Gesellschaft auf einem Gesellschaf-
ter-Verrechnungskonto erfasst. 

Solchen Forderungen der Gesellschaft 
an ihre Gesellschafter steht die Finanz 
jedoch kritisch gegenüber und sieht 
darin oftmals eine verdeckte Gewinn-
ausschüttung, wobei in Extremfällen 
der gesamte Forderungssaldo des Ver-
rechnungskontos als solche qualifiziert 
und der 27,5%-igen Kapitalertragsteuer 
(KESt) unterworfen wird.

Verwaltungsgerichtshof 
bremst Finanz
Allerdings hat sich der Verwaltungsge-
richtshof (VwGH) in den letzten Jahren 
zunehmend gegen eine formal strenge 
Sichtweise gestellt: selbst das Fehlen ei-
ner schriftlichen Vereinbarung zu Lauf-
zeit und Tilgungsmodalitäten oder das 
Nichtvorliegen einer Besicherung führt 
demnach nicht zwangsläufig zu einer 
verdeckten Gewinnausschüttung mit 
entsprechender KESt-Vorschreibung. 

besonderen Prämissen (z.B. Beweislast 
der Behörde, Unschuldsvermutung, 
Nachweis insbesondere des subjektiven 
Tatbestandes, etc.) nicht zwangsweise 
eine Abgabenhinterziehung. Vielmehr 
muss die Finanzstrafbehörde nachwei-
sen, dass der Gesellschafter kein Darle-
hen erhalten, sondern Kapitaleinkünfte 
bezogen und die daraus resultierende 
Abgabenverkürzung bedingt vorsätz-
lich begangen hat. Werden Rechtsbe-
ziehungen zwischen Gesellschaft und 
Gesellschafter abgabenrechtlich aus-
schließlich wegen Nichterfüllung von 
Formal- oder Beweisanforderungen 
nicht anerkannt, liegt in der Regel kein 
finanzstrafrechtliches Vergehen vor.

Vorsorglich sollten dennoch die nachste-
henden Maßnahmen gesetzt werden, 
um die Fremdüblichkeit der Vereinba-
rung zwischen Gesellschaft und Gesell-
schafter darstellen zu können:

1.  Schriftliche Darlehensvereinbarung,
die insbesondere fremdübliche
Rückzahlungsmodalitäten, Sicher-
heiten und Bonitätsprüfungen 
beinhaltet.

2.  Verrechnung und tatsächliche Be-
zahlung von laufenden Zinsen in 
fremdüblicher Höhe.

3.  Vermeidung von kontinuierlich an-
steigenden Forderungssalden, um 
eine nachträgliche Qualifizierung
als verdeckte Ausschüttung zu ver-
hindern.

»Bescheidmäßige Feststellung der Selbständigen- oder Dienstnehmereigenschaft »
Seit 1.7.2017 kann die Frage der Zuord-
nung „Selbständiger“ oder „Dienstneh-
mer“ für Neu- und Altfälle bescheidmä-
ßig gelöst werden.

An die Qualifikation eines Mitarbeiters 
als Dienstnehmer oder als Selbständiger 
sind sowohl aus steuerlicher als auch aus 
sozialversicherungsrechtlicher Sicht un-
terschiedliche Rechtsfolgen geknüpft. So 
besteht für den Arbeitgeber bei der Ein-
stufung als Dienstnehmer insbesondere 
die Verpflichtung Lohnsteuer, Kommunal-
steuer, DB und DZ sowie Sozialversiche-
rungsbeiträge gemäß ASVG (Allgemeines 
Sozialversicherungsgesetz) für den Arbeit-
nehmer einzubehalten und abzuführen.

Ob eine Beschäftigung auf selbstän-
diger Basis (GSVG-Pflicht) oder als un-
selbständige Erwerbstätigkeit (ASVG-
Pflicht) ausgeübt wird, lässt sich im 
Einzelfall jedoch nicht immer eindeutig 
beantworten. Aufgrund des Inkrafttre-
tens des Sozialversicherungs-Zuord-
nungsgesetzes kann seit 1.7.2017 die 
Frage der Zuordnung „Selbständiger“ 
oder doch „Dienstnehmer“ für Neu- und 
Altfälle bescheidmäßig gelöst werden.

Versicherungszuordnung
bei Neuanmeldung
Zukünftig erhalten „Neue Selbständige“ 
und bestimmte gelistete Gewerbetrei-
bende (sowie Ausübende bestimmter  

bäuerlicher Nebentätigkeiten) bei Neuan-
meldung zu einer selbständigen Erwerbs-
tätigkeit einen Fragebogen, welcher zur 
Überprüfung der Versicherungszuord-
nung – Sozialversicherungsanstalt der 
gewerblichen Wirtschaft (SVA) für Versi-
cherte nach dem Gewerblichen Sozialver-
sicherungsgesetz (GSVG) bzw. Gebiets-
krankenkasse (GKK) für Versicherte nach 
dem Allgemeinen Sozialversicherungsge-
setz (ASVG) – benötigt wird.

ECA-Hinweis:

Abhängig vom Ergebnis der Über-
prüfung ergeht ein Bescheid der
SVA oder der GKK.
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»Erhöhung der Forschungsprämie ab 1.1.2018 »

lungsaufgaben befassen (wie etwa ein 
Universitätsinstitut). Zudem muss der 
inländische Auftraggeber bis zum Ab-
lauf seines Wirtschaftsjahres dem Auf-
tragnehmer nachweislich mitteilen, bis 
zu welchem Ausmaß an Aufwendungen 
er die Forschungsprämie in Anspruch 
nimmt, da der Auftragnehmer in diesem 
Ausmaß keine Forschungsprämie für ei-
genbetriebliche Forschung in Anspruch 
nehmen kann.

Im Gegensatz zur eigenbetrieblichen For-
schung ist die Forschungsprämie bei Auf-
tragsforschung nur für Aufwendungen 
in Höhe von höchstens EUR 1 Mio. pro 
Wirtschaftsjahr zulässig. Anstelle des 
Gutachtens der FFG hat der Steuerpflich-
tige anlässlich der Antragstellung jedes 
in Auftrag gegebene Forschungsprojekt/
Forschungsvorhaben nach bestimmten 
Kriterien zu beschreiben und den Auf-
tragnehmer bekannt zu geben. 

Bei Vorliegen sämtlicher Vorausset-
zungen wird die Forschungsprämie dem 
Abgabenkonto gutgeschrieben, wobei 
die Prämie keine Betriebseinnahme dar-
stellt und somit zu keiner Steuerpflicht 
führt.

ECA-Steuertipp:

Ob bzw. inwieweit eine Forschungs-
prämie tatsächlich beantragt wer-
den kann, ist stets im jeweiligen 
Einzelfall zu beurteilen.

Wir unterstützen und beraten Sie 
dabei gerne!

»Bescheidmäßige Feststellung der Selbständigen- oder Dienstnehmereigenschaft »

Prüfung der Versicherungs-
zuordnung auf Antrag
Auch bereits nach dem GSVG versicherte 
Personen oder ihr Auftraggeber können 
auf Antrag die Versicherungszuordnung 
überprüfen lassen. Grundsätzlich ist für 
solche Verfahren die GKK zuständig. Am 
Ende der Prüfung ergeht, wiederum ab-
hängig vom Ergebnis der Überprüfung, 
ein Bescheid der SVA oder der GKK.

Zu beachten ist, dass – sofern der Be-
scheid nicht auf falschen Angaben be-
ruht oder eine maßgebliche Änderung 
des Sachverhalts eintritt – an den Be-
scheid neben der SVA auch die GKK und 
das Finanzamt gebunden sind.

Neu ist seit dem 1.7.2017 darüber hi-
naus, dass es bei einer rückwirkenden 
Neuzuordnung (Umqualifizierung eines 
Selbständigen in einen Dienstnehmer) 
anders als bisher zu einer beitragsrecht-
lichen Rückabwicklung kommt.

Dabei sind alle an die SVA geleisteten Bei-
träge bzw. Beitragsteile, die auf die dem 
ASVG zuzuordnende Tätigkeit entfallen 
und daher zu Unrecht nach dem GSVG 
entrichtet wurden, an den für die Bei-
tragseinhebung zuständigen Krankenver-
sicherungsträger zu überweisen. Dieser 
hat diese Beiträge auf die Beitragsschuld 
nach dem ASVG anzurechnen. Allfällige 
Überschüsse sind vom zuständigen Ver-

sicherungsträger von Amts wegen an die 
versicherte Person auszuzahlen.

ECA-Steuertipp:

Welche abgabenrechtlichen und 
sozialversicherungsrechtlichen 
Konsequenzen eine bescheidmäßige 
Versicherungszuordnung tatsächlich 
hat und ob eine Beantragung der 
Prüfung der Versicherungszuord-
nung sinnvoll ist, ist anhand der 
jeweiligen Umstände zu beurteilen! 

Für bestimmte prämienbegünstigte Aufwendungen für Forschung und experimen-
telle Entwicklung können Unternehmer mit betrieblichen Einkünften unabhängig 
von ihrer jeweiligen Rechtsform eine Forschungsprämie in Anspruch nehmen.

Prämienbegünstigt sind etwa folgende Aufwendungen:

•  Löhne und Gehälter (inkl. DB und DZ sowie Kommunalsteuer) für in Forschung
und experimenteller Entwicklung Beschäftigte einschließlich Arbeitgeberbeiträge
zur Sozialversicherung,

•  unmittelbare Ausgaben und unmittelbare Investitionen (inkl. der Anschaffung
von Grundstücken), soweit sie nachhaltig Forschung und experimenteller Ent-
wicklung dienen oder

•  Finanzierungsaufwendungen und Verwaltungskosten, soweit  sie der Forschung
und experimentellen Entwicklung zuzuordnen sind.

Die Höhe der Forschungsprämie beträgt derzeit noch 12 % der prämienbegünstigten 
Forschungsaufwendungen. Für Wirtschaftsjahre, die nach dem 31. Dezember 2017 
beginnen, kommt es zu einer Erhöhung auf 14 %.

Eigenbetriebliche und in Auftrag gegebene Forschung
Die Forschungsprämie ist in einer Beilage zur Steuererklärung geltend zu machen, 
wobei eine Beantragung frühestens nach Ablauf des jeweiligen Wirtschaftsjahres 
und längstens bis zum Eintritt der Rechtskraft des betreffenden Steuerbescheides 
erfolgen kann.

Zu beachten ist, dass die steuerliche Prämienbegünstigung sowohl die eigenbetrieb-
liche Forschung als auch in Auftrag gegebene Forschung (sog. Auftragsforschung) 
umfasst. Diese Unterscheidung ist insofern wesentlich, als für die eigenbetriebliche 
und die Auftragsforschung zum Teil unterschiedliche Voraussetzungen für die Inan-
spruchnahme der Forschungsprämie vorgesehen sind. So muss etwa die eigenbe-
triebliche Forschung und experimentelle Entwicklung in einem inländischen Betrieb 
oder einer inländischen Betriebsstätte durchgeführt werden, wobei vom Steuer-
pflichtigen ein Jahresgutachten der Österreichischen Forschungsförderungsgesell-
schaft (FFG) anzufordern ist.

Bei der Auftragsforschung muss der Auftragnehmer unter anderem seinen Sitz im EU/
EWR-Raum haben und sich mit Forschungsaufgaben und experimentellen Entwick-
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